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§ 2
(1) Die Aufgaben der Schiedsstelle werden von Schiedsper- 

sonen wahrgenommen. Die Schiedsperson ist ehrenamtlich 
tätig.

(2) Jede Schiedsstelle ist mit einem Vorsitzenden und zwei 
Stellvertretern zu besetzen.

§3
(1) Die Schiedsperson muß nach ihrer Persönlichkeit und 

ihren Fähigkeiten für das Amt geeignet sein. Sie muß das 
Wahlrecht besitzen.

(2) In das Amt soll nicht berufen werden,
— wer nicht das 25. Lebensjahr vollendet hat,
— wer nicht im Bereich der Schiedsstelle wohnt.

§4
(1) Die Schiedsperson wird als Vorsitzender oder Stellver­

treter einer Schiedsstelle von der Gemeindevertretung auf 
fünf Jahre gewählt.

(2) Das Amt der Schiedsperson endet vorzeitig, wenn die 
Schiedsstelle aufgelöst wird.

§5
(1) Die gewählte Schiedsperson bedarf der Bestätigung 

durch den Direktor des Kreisgerichts, in dessen Bereich die 
Schiedsstelle ihren Sitz hat.

(2) Der Direktor des Kreisgerichts hat zu prüfen, ob bei 
der Wahl der Schiedsperson die gesetzlichen Voraussetzun­
gen gemäß § 3 dieses Gesetzes beachtet worden sind.

(3) Die Bestätigung der Schiedsperson ist dem Gewählten 
und dem Leiter der Gemeindeverwaltung schriftlich mitzu­
teilen.

(4) Die Entscheidung, durch die die Bestätigung einer 
Schiedsperson versagt wird, ist zu begründen und dem Bürger 
sowie dem Leiter der Gemeindeverwaltung schriftlich mit­
zuteilen.

§ 6

Die Schiedsperson wird vom Direktor des Kreisgerichts ln 
ihr Amt berufen und verpflichtet, ihre Aufgaben gewissen­
haft und unparteiisch zu erfüllen.

§ 7
(1) Die Berufung zur Schiedsperson kann ablehnen, wer

1. das 60. Lebensjahr vollendet hat,
2. infolge Krankheit auf voraussichtlich längere Zeit ge­

hindert ist, das Amt auszuüben,
3. aus beruflichen Gründen häufig oder langdauernd von 

seinem Wohnort abwesend ist,
4. aus sonstigen wichtigen Gründen das Amt nicht ausüben 

kann.
(2) Absatz 1 Nr. 2 bis 4 gilt entsprechend für die Nieder­

legung des Amtes.
(3) Über die Befugnis zur'Ablehnung oder Niederlegung 

des Amtes entscheidet der Direktor des Kreisgerichts.

§ 8

(1.) Die Schiedsperson ist ihres Amtes zu entheben, wenn 
die Voraussetzungen ihrer Wahl gemäß § 3 dieses Gesetzes 
nicht mehr vorliegen. Sie kann ferner aus wichtigem Grund 
ihres Amtes enthoben werden. Ein wichtiger Grund liegt ins­
besondere vor, wenn die Schiedsperson
— ihre Pflichten gröblich verletzt hat,
— sich als unwürdig erwiesen hat,
— ihr Amt nicht mehr ordnungsgemäß ausüben kann.

(2) Über die Amtsenthebung entscheidet auf Antrag des 
Direktors des Kreisgerichts nach Anhörung der Schiedsper­

son und des Leiters der Gemeindeverwaltung der Präsident 
des Bezirksgerichts.

§9
(1) Die Tätigkeit der Schiedsperson im Schlichtungsverfah­

ren wird von den Behörden der Justizverwaltung, insbeson­
dere hinsichtlich ihrer fach- und zeitgerechten Durchführung, 
beaufsichtigt.

(2) Die Schiedsperson untersteht unmittelbar der Aufsicht 
des Direktors des Kreisgerichts, soweit es ihre Tätigkeit im 
Rechtspflegebereich betrifft.

§ 10
Der Vorsitzende der Schiedsstelle führt ein Protokollbuch 

und ein Kassenbuch sowie eine Sammlung der Kostenrech­
nungen. Abgeschlossene Bücher hat er unverzüglich bei dem 
Direktor des Kreisgerichts einzureichen.

§11
(1) Die Schiedsperson hat, auch nach Beendigung ihrer 

Amtstätigkeit, über ihre Verhandlungen und die Verhältnisse 
der Parteien, soweit sie ihr amtlich bekanntgeworden sind, 
Verschwiegenheit zu wahren.

(2) Über Angelegenheiten, über die Verschwiegenheit zu 
wahren ist, darf die Schiedsperson nur mit Genehmigung des 
Direktors des Kreisgerichts aussagen.

§ 12

(1) Die Sachkosten der Schiedsstelle trägt die Gemeinde.
(2) Zu den Kosten gehört auch der Ersatz von Sachschäden 

der Schiedspersonen, die durch einen Unfall bei Ausübung 
ihres Amtes eingetreten sind, soweit die Schiedsperson diesen 
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht hat und von 
Dritten keinen Ersatz verlangen kann.

(3) Für Amtspflichtverletzungen der Schiedsperson im Rah­
men des Schlichtungsverfahrens haftet das Land.

(4) Bilden mehrere Gemeinden eine gemeinsame Schieds­
stelle oder werden gemeindefreie Gebiete dem Bereich einer 
Schiedsstelle angeschlossen, so werden die Sachkosten der 
Schiedsstelle nach Maßgabe der Einwohnerzahl geteilt.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t
Das Schlichtungsverfahren 

in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten

§ 13
In bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten findet das Schlich­

tungsverfahren über vermögensrechtliche Ansprüche statt, 
soweit nicht die Schiedsstellen für Arbeitsrecht oder die Kam­
mern für Arbeitsrecht der Kreisgerichte zuständig sind.

§ 14
(1) Das Schlichtungsverfahren ist darauf gerichtet, den 

Rechtsstreit im Wege des Vergleiches beizulegen. Es wird 
auf Grund eines Antrages einer der am Rechtsstreit beteilig­
ten Personen durchgeführt.

(2) Die Schiedsstelle wird grundsätzlich in der in § 2 Abs. 2 
bestimmten Besetzung tätig. Wenn es im Interesse der güt­
lichen Beilegung des Rechtsstreits geboten erscheint, kann 
eine Schiedsperson die Verhandlung allein führen.

§ 15
(1) Zuständig ist die Schiedsstelle, in deren Bereich der 

Antragsgegner oder die Antragsgegnerin wohnen.
(2) Die Parteien können nach dem Entstehen der Streitig­

keit schriftlich oder zu Protokoll der Schiedsstelle eines an­
deren Bereichs vereinbaren, daß das Schlichtungsverfahren 
vor dieser Schiedsstelle stattfindet.


